
Oxfam:  COP29  muss  Klima-
Hilfen für einkommensschwache
Länder verzehnfachen
geschrieben von Andreas | 8. November 2024

Gerade nach der US-Wahl muss der Rest der
Welt  zeigen,  dass  der  kooperative
Multilateralismus  rund  um  das  Pariser
Abkommen echte Fortschritte bringen kann
Berlin, 08.11.2024. Mindestens eine Billion US-Dollar pro Jahr
als  neues  Globalziel  zur  Unterstützung  einkommensschwacher
Länder  und  deutliche  Signale  für  ambitioniertere
Klimaschutzziele  unter  dem  Pariser  Abkommen  –  das  fordert
Oxfam von der diesjährigen UN-Weltklimakonferenz COP29, die ab
Montag  im  aserbaidschanischen  Baku  beginnt.  Von  der
Bundesregierung  braucht  es  auch  nach  dem  Ampel-Aus  nun
konsequentes Engagement für einen Erfolg der COP29.

Hauptaufgabe der COP29 ist es, ein neues Globalziel für die
finanzielle  Unterstützung  einkommensschwacher  Länder  zur
Bewältigung der Klimakrise festzulegen, um das bisherige 100-
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Milliarden-Ziel  der  Industrieländer  zu  ersetzen.  Noch  sind
wesentliche Schlüsselfragen zur Ausgestaltung des neuen Ziels
ungeklärt  –  etwa  hinsichtlich  des  Umfangs,  des  künftigen
Kreises der Geberländer oder zum Umgang mit unvermeidlichen
Klimaschäden.

Jan Kowalzig, Experte für Klimawandel und Klimapolitik bei
Oxfam dazu: „2015 wurde in Ergänzung zum Pariser Abkommen
beschlossen,  die  finanzielle  Unterstützung  für  die
einkommensschwachen Länder ab 2025 auf eine neue Grundlage zu
stellen. Dieses Versprechen gilt es nun in Baku einzulösen,
damit  auch  der  Globale  Süden  ehrgeizig  zur  Umsetzung  des
Pariser Abkommens beitragen, sich klimaverträglich entwickeln
und  seine  Gesellschaften  vor  den  Folgen  der  Klimakrise
schützen kann. Dass das gelingt, liegt in unserer vernetzten
Welt im ureigenen Interesse auch der Industrieländer.”

Nach  Einschätzung  von  Oxfam  braucht  es  für  die  künftige
Unterstützung  als  Zielmarke  ein  Volumen  von  jährlich
mindestens  einer  Billion  US-Dollar.  Das  entspräche  einer
Verzehnfachung des bisherigen Ziels. So fordern es auch die
einkommensschwachen  Länder.  „Das  Geld  dafür  wäre  da:  Über
Vermögenssteuern für Reiche und Superreiche, die durch ihren
extremen Konsum erheblich zur Klimakrise beitragen, oder über
Abgaben  auf  die  Förderung  fossiler  Energien  ließen  sich
erhebliche Mittel mobilisieren, die in die Bewältigung der
Klimakrise gesteckt werden könnten”, so Kowalzig.

Nach den Vorstellungen der besonders gefährdeten Länder soll
das  neue  Globalziel  nicht  nur  die  Unterstützung  für
Klimaschutz und Anpassung an die Veränderungen, sondern auch
für die Bewältigung kommender Verluste und Schäden etwa durch
Stürme,  Dürren  oder  Überschwemmungen  abdecken.  Die
Industrieländer  lehnen  diese  Ausweitung  derzeit  ab.

Jan  Kowalzig  sieht  darin  politisches  Kalkül:  „Die
Industrieländer  wehren  sich  mit  formalen  Argumenten,  in
Wahrheit aber ist die Blockade politisch, denn sie fürchten



den  hohen  Unterstützungsbedarf  beim  Umgang  mit
Klimafolgeschäden.  Mit  dieser  Haltung  gegen  die  vom
Klimawandel existenziell bedrohten Länder wird sich in Baku
kein Erfolg zurechtzimmern lassen.”

Die Rolle der Bundesregierung sieht Oxfam kritisch. Zwar gilt
Deutschland  bislang  als  Zugpferd  in  der  Klimafinanzierung,
aber  noch  plant  die  Bundesregierung  den  Etat  des
Entwicklungsministeriums für 2025 so kürzen, dass die deutsche
Zusage,  die  Klima-Hilfen  auf  jährlich  mindestens  sechs
Milliarden Euro anzuheben, kaum einzuhalten sein wird.

Jan  Kowalzig  betont:  „Wenn  ausgerechnet  Deutschland  seine
Finanzzusagen bricht, dürfte das der für die Verhandlungen so
wichtigen  Vertrauensbasis  zwischen  den  Ländern  wenig
zuträglich sein. Dass sich der Bundesfinanzminister dafür nie
interessiert hat, ist wenig überraschend. Bundeskanzler Olaf
Scholz hingegen hat die deutsche Zusage wiederholt bekräftigt
und  muss  nun  die  geplanten  Kürzungen  kassieren.  Auch  und
gerade nach dem Ampel-Aus.”

Auch der dürftige Ehrgeiz der Länder beim Klimaschutz wird
Thema auf der Konferenz sein. Die bisherigen Klimaschutzziele
der  Länder  machen  eine  globale  Erwärmung  von  bis  zu  3°C
möglich.  Bis  2030  werden,  so  ein  neuer  UN-Bericht,  die
weltweiten Emissionen um weniger als drei Prozent gegenüber
2019 sinken. Nötig wären jedoch 43 Prozent, um die globale
Erwärmung  auf  maximal  1,5°C  zu  begrenzen  und  so  die
schlimmsten Szenarien der Klimakrise noch zu verhindern. Die
COP29  muss  hier  deutlich  mehr  Ehrgeiz  von  den  Ländern
einfordern, wenn diese nächstes Jahr turnusgemäß ihre neuen
Klimaschutzpläne unter dem Pariser Abkommen einreichen werden.

Natürlich ist das Wahlergebnis in den USA ein Rückschlag für
die  internationale  Klimapolitik.  „Donald  Trump  leugnet  die
Wissenschaft  zum  Klimawandel,  agiert  als  Frontmann  der
fossilen  Energieindustrie  und  steht  seit  jeher  dem
Multilateralismus  feindlich  gegenüber”,  so  Kowalzig.



Allerdings gilt auch: Die Klimakrise macht deswegen nicht vier
Jahre halt, sondern bleibt eine existenzielle Bedrohung. Weite
Teile der USA wissen das und haben längst verstanden, dass
ambitionierter Klimaschutz eine wichtige Zukunftsinvestition
ist.  Auf  Bundesstaatenebene  wird  die  zum  Teil  ehrgeizige
Energie- und Klimapolitik weitergehen. Auch wenn die USA unter
Donald Trump das Pariser Abkommen verlassen, wird der Rest der
Welt die klimafreundliche Transformation fortsetzen. Dass das
gelingen kann, muss auch die kommende COP29 beweisen.

Redaktionelle Hinweise

Jan Kowalzig, Experte für Klimawandel und Klimapolitik
verfolgt für Oxfam Deutschland die Verhandlungen – in
der ersten Woche virtuell von Berlin aus, in der zweiten
Woche (ab 17. November) vor Ort in Baku.
Für  Gesprächsanfragen  können  Sie  sich  direkt  an  Jan
Kowalzig wenden: +49-160-5311401.

Pressekontakt
Lena Enders, Tel.: 0 30 45 30 69 745, lenders@oxfam.de
Sebastian Danz, Tel.: +49 30 45 30 69 726, sdanz@oxfam.de

Als internationale gemeinnützige Organisation setzt sich Oxfam
gemeinsam  mit  Menschen  in  aller  Welt  gegen  Armut,
Unterdrückung und soziale Ungleichheit ein. Seite an Seite mit
fast  2.250  lokalen  Partnerorganisationen  in  79  Ländern
arbeiten wir für eine gerechte und nachhaltige Welt.
Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.

Am Köllnischen Park 1
10179 Berlin
Deutschland



G7: “Gerecht geht anders” –
Großdemo  in  Münchner
Innenstadt
geschrieben von Andreas | 8. November 2024

[Presse-Info]

München, 25. Juni 2022. Mit einer Großdemonstration durch die
Münchner  Innenstadt  appelliert  ein  Bündnis  aus  15
zivilgesellschaftlichen  Organisationen  heute  an  die
Teilnehmer:innen des anstehenden G7-Gipfels auf Schloss Elmau
(26.-28.6.). Die Organisationen sprechen sich gemeinsam dafür
aus, dass die G7-Staaten entschieden gegen die Klimakrise und
das Artensterben vorgehen und Hunger, Armut sowie Ungleichheit
bekämpfen. Die G7-Staaten müssen in diesem Zusammenhang auch
Konsequenzen aus dem russischen Krieg gegen die Ukraine ziehen
und  die  Abhängigkeit  von  Öl,  Gas  und  Kohle  stoppen.  Die
Demonstration  beginnt  gegen  12  Uhr  auf  der  südlichen
Theresienwiese  mit  einer  Auftaktkundgebung.

Ablauf der Demonstration:

– 12:00 Uhr Auftaktkundgebung an der südlichen Theresienwiese
(https://www.openstreetmap.org/?mlat=48.1287&mlon=11.5468#map=
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16/48.1287/11.5468)
Eröffnung der Anfangskundgebung mit Rede- und Musikbeiträgen
– ca. 13:00 Uhr Start Demo durch die Innenstadt
Route: Theresienwiese – Poccistraße – Lindwurmstraße – Herzog-
Heinrich-Straße – Kaiser-Ludwig-Platz – Herzog-Heinrich-Straße
–  Paul-Heyse-Straße  –  Schwanthalerstraße  –  Sonnenstraße  –
Sendlinger-Tor-Platz  –  Lindwurmstraße  –  Poccistraße  –
Theresienwiese
– ca. 14:30 Uhr Abschlusskundgebung
mit Rede- und Musikbeiträgen
– ca. 16 Uhr voraussichtliches Ende

An der rechten Seite der Bühne (Blickrichtung: auf Bühne) wird
es einen Pressecounter geben, an dem Sie sich für O-Töne,
Fotos sowie weitergehende Informationen akkreditieren können.
Zudem wird es vor Ort ein Podium für Fotomöglichkeiten geben.

Stimmen  der  Bündnispartner:innen,  auch  als  Audiodateien,
finden  Sie  hier:  www.g7-demo.de/presse.  Die  ausführlichen
Programmpunkte der Demonstration sind auf der nächsten Seite
aufgeführt.

Die  Großdemonstration  in  München  reiht  sich  ein  in  die
vielfältigen Proteste rund um den G7-Gipfel im Schloss Elmau
bei Garmisch-Partenkirchen. Dort empfängt die Bundesregierung
vom  26.  –  28.  Juni  Staats-  und  Regierungschefs  großer
Industriestaaten  zum  G7-Gipfel.

Trägerorganisationen
Aktion  gegen  den  Hunger,  Arbeitsgemeinschaft  bäuerliche
Landwirtschaft, Attac, Brot für die Welt, BUND für Umwelt- und
Naturschutz, BUND Naturschutz in Bayern, Campact, Greenpeace,
IG  Nachbau,  MISEREOR,  Naturschutzbund  Deutschland,
NaturFreunde Deutschlands, Oxfam Deutschland, Welthungerhilfe
und WWF Deutschland.

Hashtags:
#G7 #GerechtGehtAnders

https://www.openstreetmap.org/?mlat=48.1287&mlon=11.5468#map=16/48.1287/11.5468
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Mehr Informationen:
www.g7-demo.de

presse@g7-demo.de

Programm

Auftaktkundgebung
(Wir behalten uns kurzfristige Änderungen vor)

12:00 Uhr Beginn Auftaktkundgebung
12:10  Uhr  Reden  der  Jugendverbände  der  Trägerkreis-
Organisationen:
Fiona & Kilian (Greenpeace Jugend), Beccy (BN Jugend), Ilayda
(WWF Jugend),
Luca (NaJu Bayern)
12:20 Uhr Rede von Viviane Raddatz (WWF)
12:25 Uhr Rede von Africa Kiiza (SEATINI Uganda; Brot für die
Welt)

12:30 Uhr Live Musik von Jessica Onuigwe & Band

12:40 Uhr Rede von Lisa Göldner (Greenpeace)
12:45 Uhr Elena Cadeggianini & Soja-Nemo Heißerer
(AG Klima der Plattform Stop G7 Elmau)
12:50 Uhr Rede von Esteban Servat (Debt For Climate)
12:55 Uhr Rede von Christoph Bautz (Campact)

Abschlusskundgebung

14:30  Uhr  Act  (Big  Heads)  und  Rede  von  Charlotte  Becker
(Oxfam)
14:35  Uhr  Rede  von  Martin  Geilhufe  (BUND  Naturschutz  in
Bayern)
14:40 Uhr Rede von Emilia Reyes (Directora de Políticas y
Presupuestos para la
Igualdad y el Desarrollo Sustentable bei Equidad, Mexico)
14:45 Uhr Rede von Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands)

14:50 Uhr Musik: Cosmic Surprise Union (CSU)

https://www.g7-demo.de


14:55  Uhr  Rede  von  Bettina  Cruz  (CNI-Congreso  nacional
indigena, Mexico)
15:00 Uhr Rede von Rosi Reindl (Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft)
15:05  Uhr  Rede  von  Evelyn  Acham
(Klimagerechtigkeitsaktivistin,  Uganda;  RiseUp)

15:10 Uhr Musik: Cosmic Surprise Union (CSU)

15:15  Uhr  Rede  von  Lisa  Poettinger
(Klimagerechtigkeitsaktivistin,  München)
15:20 Uhr Rede von Judith Amler (Attac Deutschland)
15:25  Uhr  Rede  von  Ina-Maria  Schikongo
(Klimagerechtigkeitsaktivistin,  Namibia)

15:30 Uhr Live-Musik & Performance von Edite Domingos

15:40 Uhr Rede von Michaela Amira (AG Krieg & Frieden der
Plattform Stop G7 Elmau)
15:45  Uhr  Rede  Sierra  Leone  Refugee  Camp  (1  Jahr
Dauerkundgebung,  München)
15:50  Uhr  Einladung  von  Brigitte  Ziegler  zur  3.
Weltfrauenkonferenz  in  Tunesien

15:55 Uhr Abschluss von Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands)

Kontakt zu den Sanitäter:innen: 0 15 15 157 96 34

Pressekontakte:

Allgemeine Anfragen: presse@g7-demo.de

Aktion  gegen  den  Hunger  Vassilios  Saroglou,
presse@aktiongegendenhunger.de,
030 279 099 776

Arbeitsgemeinschaft  bäuerliche  Landwirtschaft  Charlotte
Gengenbach, gengenbach@abl-ev.de, 0152 088 537 60

Attac Roland Süß, suess@attac.de, 0175 272 5893



Brot für die Welt Thomas Beckmann, thomas.beckmann@brot-fuer-
die-welt.de,
0174 181 0175

BUND Clara Billen, clara.billen@bund.net, 030 275 864 64

BUND  Naturschutz  in  Bayern  Florian  Kaiser,
florian.kaiser@bund-naturschutz.de,
0175 363 52 51

Campact Iris Karolin Rath, presse@campact.de, 0151 221 254 20

Greenpeace Tina Loeffelbein, tina.loeffelbein@greenpeace.org,
0151 167 209 15

MISEREOR Barbara Wiegard, barbara.wiegard@misereor.de, 030 443
519 88

NABU Katrin Jetzlsperger, presse@nabu.de, 030 284 984 1534

NaturFreunde Deutschlands Uwe Hiksch, hiksch@naturfreunde.de,
0176 620 159 02

Oxfam Deutschland Steffen Küßner, skuessner@oxfam.de, 030 453
069 710

Welthungerhilfe  Anne-Catrin  Hummel,
AnneCatrin.Hummel@welthungerhilfe.de,
0172 2525962

WWF Deutschland Julian Philipp, presse@wwf.de, 030 311 777 472

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.
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10179 Berlin
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Ungleichheit,  Klimakrise,
Hunger: Mehrheit sieht G7 in
der Pflicht
geschrieben von Andreas | 8. November 2024

[PRESSE-INFO]

G7-Gipfel

Umfrage  ergibt  klare  Unterstützung  für
Entwicklungszusammenarbeit,  mehr  Klimafinanzierung  und
Übergewinnsteuer

Berlin, 21. Juni 2022. Neun von zehn Menschen in Deutschland
wünschen  sich  von  den  G7-Staaten  konkrete  Maßnahmen  zur
Eindämmung von Armut, Hunger und Ungleichheit. Das geht aus
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einer  repräsentativen  Umfrage  hervor,  die  das
Meinungsforschungsinstitut Kantar im Auftrag der Nothilfe- und
Entwicklungsorganisation Oxfam erstellt hat. Kurz vor dem G7-
Gipfel  in  Elmau  und  der  Großdemonstration  „Klimakrise,
Artensterben, Ungleichheit — gerecht geht anders!“ in München
gibt die Umfrage der deutschen G7-Präsidentschaft einen klaren
Aufgabenzettel mit.

In  der  Umfrage  wurde  die  Zustimmung  zu  Aussagen  aus  drei
Themenblöcken abgefragt:

Beim Thema „Entwicklungszusammenarbeit und Unterstützung
für einkommensschwache Länder“ stimmten 84 Prozent der
Befragten der Aussage zu, die G7-Staaten sollten sich
zur Einhaltung ihres Versprechens bekennen, 0,7 Prozent
ihres Nationaleinkommens für Entwicklungszusammenarbeit
auszugeben.  Die  Aussage,  die  G7-Staaten  sollten  mehr
dafür  tun,  Gesundheitssysteme  in  einkommensschwachen
Ländern zu stärken, traf bei 85 Prozent der Befragten
auf Zustimmung, die Aussage, die G7-Staaten sollten mehr
für  die  soziale  Absicherung  von  Menschen  in
einkommensschwachen Ländern tun, auf 72 Prozent. Und die
Forderung nach Schuldenerleichterungen für besonders von
den  derzeitigen  Krisen  betroffene  einkommensschwache
Länder  unterstützten  mit  70  Prozent  mehr  als  zwei
Drittel der Befragten.
Auch  steuerliche  Maßnahmen  gegen  soziale  Ungleichheit
werden  von  einer  breiten  Mehrheit  unterstützt:  85
Prozent der Befragten schlossen sich der Forderung an,
Konzerne  und  sehr  vermögende  Einzelpersonen  sollten
stärker zum Allgemeinwohl beitragen. Drei Viertel der
Befragten (76 Prozent) drückten Unterstützung für eine
Übergewinnsteuer aus, indem sie der Aussage zustimmten,
Unternehmen, die in der gegenwärtigen Krise übermäßige
Gewinne machen, sollten zusätzlich besteuert werden.
Klare Mehrheiten gibt es auch beim Thema Bewältigung der
Klimakrise: 85 Prozent der Befragten stimmen der Aussage



zu, alle Länder sollten in dem Maße zum Klimaschutz
beitragen, wie sie zur Klimakrise beigetragen haben. Die
Hauptlast liegt dann bei den G7-Staaten. Dass die G7-
Staaten  einkommensschwache  Länder  bei  der  Bewältigung
der  Klimakrise  stärker  als  bisher  finanziell
unterstützen  sollen,  fordern  72  Prozent.

Tobias  Hauschild,  Leiter  Soziale  Gerechtigkeit  bei  Oxfam
Deutschland,  kommentiert:  „Die  Befragten  erkennen  die
Dimension  und  die  Dringlichkeit  der  aktuellen  Probleme
offenbar besser als die Regierungen der G7-Staaten. Für die
Staats-  und  Regierungschefs  sollten  diese  Ergebnisse  ein
Weckruf  sein.  Bei  dem  G7-Gipfel  in  Elmau  muss  mehr
herauskommen  als  ein  Kuhhandel  und  faule  Kompromisse  auf
Kosten einkommensschwacher Länder und künftiger Generationen.
Es ist Zeit für echten politischen Wandel. Die Umfrage zeigt,
dass die notwendigen Maßnahmen auf breite Zustimmung stoßen.“

Redaktioneller Hinweis:

Für die Umfrage hat Kantar am 13. und 14. Juni 2022 insgesamt
1011  Personen  befragt.  Ergebnisse  und  soziodemographische
Aufschlüsselungen  stehen  zum  Download  bereit  unter
https://oxfam.box.com/s/w8ynf1124662m0gvyiobm6cns3vf4r6e,
Password oxfam_2022

Pressekontakt:

Nikolai Link, Tel.: 030-45 30 69 712, mobil 0177-7375288, E-
Mail: nlink@oxfam.de, Twitter: @OxfamPresse

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.
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PVA  und  Oxfam  verurteilen
Blockade  der  wohlhabenden
Staaten beim WTO-Abkommen zu
Impfstoffpatenten
geschrieben von Andreas | 8. November 2024

Berlin,  16.06.2022.  Die  Welthandelsorganisation  (WTO)  hat
heute statt des von Südafrika und Indien eingebrachten Antrags
auf Aussetzung der geistigen Eigentumsrechte für Mittel gegen
COVID-19 einen Alternativvorschlag verabschiedet. Die People’s
Vaccine Alliance und Oxfam urteilen, dass dieser weitgehend
wirkungslos  sein  und  nicht  die  lokale  Eigenversorgung
einkommensschwacher Länder stärken wird, die zur Beendung der
Pandemie notwendig ist.
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Oxfam ist Teil der People’s Vaccine Alliance, einem Bündnis
von fast 100 Organisationen, das sich für die Aussetzung der
Patentrechte auf COVID‑19-Impfstoffe einsetzt.

Nachstehend die vollständige Pressemitteilung auf Englisch:

Responding  to  news  that  governments  at  the  World  Trade
Organization (WTO) have agreed a deal on patents for COVID-19
vaccines in developing countries, Max Lawson, Co-Chair of the
People’s Vaccine Alliance and Head of Inequality Policy at
Oxfam, said:

“This is absolutely not the broad intellectual property waiver
the world desperately needs to ensure access to vaccines and
treatments  for  everyone,  everywhere.  The  EU,  UK,  US,  and
Switzerland  blocked  that  text.  This  so-called  compromise
largely reiterates developing countries’ existing rights to
override patents in certain circumstances. And it tries to
restrict even that limited right to countries which do not
already  have  capacity  to  produce  COVID-19  vaccines.  Put
simply,  it  is  a  technocratic  fudge  aimed  at  saving
reputations,  not  lives.”

“The conduct of rich countries at the WTO has been utterly
shameful.  The  EU  has  blocked  anything  that  resembles  a
meaningful  intellectual  property  waiver.  The  UK  and
Switzerland have used negotiations to twist the knife and make
any  text  even  worse.  And  the  US  has  sat  silently  in
negotiations with red lines designed to limit the impact of
any agreement.”

“South Africa and India have led a twenty month fight for the
rights  of  developing  countries  to  manufacture  and  access
vaccines, tests, and treatments. It is disgraceful that rich
countries have prevented the WTO from delivering a meaningful
agreement on vaccines and have dodged their responsibility to
take action on treatments while people die without them.”

“There are some worrying new obligations in this text that



could actually make it harder for countries to access vaccines
in a pandemic. We hope that developing countries will now take
bolder action to exercise their rights to override vaccine
intellectual property rules and, if necessary, circumvent them
to save lives.”

Pressekontakt:

Dr. Timm Ebner, Tel.: 030 453069-716, E-Mail: tebner@oxfam.de,
Twitter: @OxfamPresse

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.
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Blockade des TRIPS-Waivers durch EU, GB und Schweiz kostet
Leben und setzt Glaubwürdigkeit und Zukunft der WTO aufs Spiel

Berlin,  09.06.2022.  17,5  Millionen  Menschen  sind  im
Zusammenhang  mit  COVID-19  gestorben,  seit  die
Welthandelsorganisation (WTO) vor 20 Monaten damit begonnen
hat, über die Freigabe geistiger Eigentumsrechte auf Mittel
der  Pandemiebekämpfung  zu  verhandeln.  Das  zeigt  eine
Berechnung, die Oxfam und die People’s Vaccine Alliance (PVA)
zwei Tage vor dem WTO-Ministerial-Treffen veröffentlichen. Die
Patentfreigabe  ist  unerlässlich,  damit  einkommensschwache
Länder der Pandemie durch eigene Produktion von Impfstoffen
und Medikamenten begegnen können.

Statt sich auf den ursprünglichen Antrag auf einen sogenannten
TRIPS-Waiver zu fokussieren, der von Südafrika und Indien im
Oktober 2020 eingereicht wurde, verhandelt die WTO derzeit
einen stark eingeschränkten Alternativentwurf. Dieser bezieht
sich lediglich auf Impfstoffe, lässt Tests und Medikamente
außen vor und würde nur für eine stark eingeschränkte Anzahl
von Ländern gelten. Außerdem umfasst er nicht alle geistigen
Eigentumsrechte  oder  einen  Technologietransfer,  sondern
beschränkt  sich  auf  Patente  im  engsten  Sinn  und  lässt
Industriestandards,  Copyrights,  Firmengeheimnisse  und
Verschwiegenheitsverpflichtungen außen vor. Oxfam und die PVA
warnen,  dass  dieser  Entwurf  für  Hersteller  in



einkommensschwachen Ländern zusätzliche Hürden errichten und
die lokale Produktion von Impfstoffen weiter verhindern würde.

Auf dem afrikanischen Kontinent ist aktuell weniger als ein
Fünftel der Bevölkerung doppelt geimpft. Über ein Jahr lang
waren kaum Impfstoffe verfügbar, wurden dann nur sporadisch
und oft erst kurz vor dem Verfallsdatum geliefert, sodass die
Empfängerstaaten kaum wirkungsvolle Impfkampagnen durchführen
konnten.  Trotz  dieser  gravierenden  Probleme  haben  es  die
afrikanischen Länder geschafft, 70 Prozent der Impfstoffe zu
verabreichen, die sie geliefert bekommen haben. Das ist nah am
europäischen Durchschnitt (73 Prozent) und mehr als in vielen
europäischen Ländern, etwa Österreich (58 Prozent), Portugal
(68  Prozent)  oder  Zypern  (69  Prozent).  Dies  ist  umso
bemerkenswerter,  als  afrikanische  Länder  über  weitaus
begrenztere Gesundheitsbudgets verfügen – pro Kopf sind die
Gesundheitsausgaben dort durchschnittlich 33-mal niedriger als
in wohlhabenden Ländern.

Oxfam  und  die  PVA  betonen,  dass  die  Blockade  des  Waivers
laufende Handelsabkommen ebenso wie die Glaubwürdigkeit der
WTO gefährdet, insbesondere in Anbetracht der Gefahr einer
globalen Rezession in Verbindung mit steigenden Ernährungs-
und Energiekosten.

Anna  Marriott,  leitende  Gesundheitsexpertin  von  Oxfam,
erklärt:

„Fast 30.000 Menschen sind jeden Tag gestorben seit Oktober
2020, als Südafrika und Indien die Freigabe des geistigen
Eigentums beantragt haben. Wenn die Welt die Freigabe sofort
umgesetzt hätte, könnten viele dieser Menschen noch am Leben
sein.“

„Die  Regierungen  der  wohlhabenden  Länder  haben  sich  dazu
bekannt, dass Impfstoffe ein globales öffentliches Gut sein
sollen. Dann haben sie 20 Monate damit verbracht, genau jenen
Prozess  zu  sabotieren,  der  dieses  Versprechen  in  die  Tat



umgesetzt hätte. Das ist an Heuchelei kaum zu überbieten.“

„Müssen  wir  wirklich  in  dieser  Weltlage  weiter  darüber
verhandeln,  ob  einkommensschwache  Länder  ihre  eigenen
Impfstoffe, Tests und Medikamenten produzieren dürfen, die sie
für diese und zukünftige Gesundheitskrisen brauchen?“

Julia Kosgei, Gesundheitsreferentin der PVA, erklärt:

„Warum  müssen  Menschen  in  einkommensschwachen  Ländern  den
heutigen COVID-Varianten mit Impfstoffen von gestern begegnen?
Die  EU-Länder  müssen  endlich  eine  echte  Freigabe  von
Impfpatenten zulassen, um in dieser kritischen Lage verloren
gegangenes Vertrauen wieder zu gewinnen.“

„Wir wollen keine Almosen, wir wollen Solidarität und unsere
Menschenrechte gewahrt sehen. Wir rufen alle Regierungen auf,
endlich  die  geistigen  Eigentumsrechte  für  Mittel  zur
Pandemiebekämpfung freizugeben, für diese und für zukünftige
Gesundheitskrisen!“

Oxfam ist Teil der People’s Vaccine Alliance, einem Bündnis
von fast 100 Organisationen, das sich für die Aussetzung der
Patentrechte auf COVID‑19-Impfstoffe einsetzt.
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Dr. Timm Ebner, Tel.: 030 453069-716, E-Mail: tebner@oxfam.de,
Twitter: @OxfamPresse

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
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Erst Krise, dann Katastrophe:
Oxfam-Bericht sieht über 250
Millionen  Menschen
armutsgefährdet
geschrieben von Andreas | 8. November 2024

[PRESSE-INFO]

Steuergerechtigkeit,  Schuldenerlass  und  Globaler  Fonds  für
soziale  Sicherung  nötig  //  Bundesregierung  muss
Entwicklungsetat  erhöhen

Berlin,  12.  April  2022.  Mehr  als  eine  Viertelmilliarde
Menschen könnten im Jahr 2022 in extreme Armut abrutschen.
Gründe dafür sind die COVID-19-Krise, die zunehmende globale
Ungleichheit  und  Preissteigerungen  bei  Lebensmitteln,  die
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durch den Krieg in der Ukraine noch verstärkt werden. Das ist
das Ergebnis der Studie „First Crisis, Then Catastrophe“, die
die  Nothilfe-  und  Entwicklungsorganisation  Oxfam  vor  der
Frühjahrstagung  von  Weltbank  und  IWF  und  dem  G20-
Finanzministertreffen  in  Washington  vorstellt.  Sie
prognostiziert,  dass  bis  Ende  dieses  Jahres  860  Millionen
Menschen in extremer Armut leben könnten – und damit weniger
als 1,90 Dollar pro Tag zur Verfügung haben. Oxfam fordert von
der Bundesregierung, die von der Corona-, Klima- und Ukraine-
Krise  massiv  betroffenen  einkommensschwachen  Länder  nun
entschieden  durch  höhere  Leistungen  für
Entwicklungszusammenarbeit  zu  unterstützen.  Auf
internationaler Ebene muss sie sich für Schuldenerlässe, eine
höhere Besteuerung von Vermögen und übermäßigen Gewinnen sowie
die  Gründung  eines  Globalen  Fonds  für  soziale  Sicherung
einsetzen.

Nach Berechnungen der Weltbank werden durch COVID-19 und die
zunehmende Ungleichheit in diesem Jahr 198 Millionen Menschen
in die extreme Armut abrutschen. Damit drohen zwei Jahrzehnte
des Fortschritts bei der Armutsbekämpfung zunichte gemacht zu
werden. Auf der Grundlage dieser Berechnungen schätzt Oxfam,
dass allein durch die weltweit steigenden Nahrungsmittelpreise
weiteren 65 Millionen Menschen extreme Armut droht. Insgesamt
sind damit 263 Millionen Menschen akut armutsgefährdet – das
entspricht  der  Bevölkerung  von  Großbritannien,  Frankreich,
Deutschland und Spanien zusammengenommen.

„Im Zuge der Corona-Pandemie ist in den vergangenen Jahren die
bereits  zuvor  dramatische  weltweite  Ungleichheit  weiter
gestiegen.  Hinzu  kommt  nun  der  Krieg  in  der  Ukraine,  mit
dramatischen  Folgen  in  einkommensschwachen  Ländern:
Ungleichheit und Armut drohen hier weiter zu steigen. Die
Weltgemeinschaft darf die Menschen in den einkommensschwachen
Ländern jetzt nicht vergessen“ so Tobias Hauschild, Leiter
Soziale Gerechtigkeit bei Oxfam Deutschland.

Oxfams  Bericht  weist  darauf  hin,  dass  eine  Reihe  von



Regierungen  kurz  vor  der  Zahlungsunfähigkeit  steht  und
gezwungen  ist,  die  öffentlichen  Ausgaben  zu  kürzen.  Die
ärmsten Länder der Welt müssen in diesem Jahr Schulden in Höhe
von 43 Milliarden Dollar zurückzahlen. Dieses Geld fehlt zum
Beispiel bei Lebensmittelimporten.

Menschen,  die  in  Armut  leben,  sind  von  diesen  Schocks  am
stärksten  betroffen.  Steigende  Lebensmittelkosten  machen  in
wohlhabenden Ländern 17 Prozent der Verbraucherausgaben aus,
in den afrikanischen Ländern südlich der Sahara jedoch bis zu
40  Prozent.  Selbst  innerhalb  der  reichen  Volkswirtschaften
verschärft die Inflation die Ungleichheit: In den USA geben
die  ärmsten  20  Prozent  der  Familien  27  Prozent  ihres
Einkommens  für  Lebensmittel  aus,  während  die  reichsten  20
Prozent nur 7 Prozent ausgeben.

„Die Weltgemeinschaft hat die Mittel, um alle Menschen aus
Armut und Hunger zu befreien. Was fehlt, ist der politische
Wille.  Es  ist  ein  fatales  Signal,  dass  ausgerechnet
Deutschland  im  Jahr  der  eigenen  G7-Präsidentschaft  den
Entwicklungsetat im Bundeshaushalt 2022 drastisch kürzt. Die
Bundesregierung sollte diese Entscheidung revidieren und die
Mittel in den kommenden Jahren entschieden erhöhen, um so
Bildung,  Gesundheit  und  Ernährungssouveränität  in
einkommensschwachen  Ländern  und  einen  Globalen  Fonds  für
soziale Sicherung zu finanzieren“, fordert Hauschild.

Zudem dringt Oxfam auf Vermögenssteuern, um die Krisen sozial
gerecht abzufedern – so auch in Deutschland. Obwohl sich die
Kosten  auftürmen,  haben  es  die  Regierungen  –  mit  wenigen
Ausnahmen  –  versäumt,  die  Steuern  für  die  Reichsten  zu
erhöhen. Argentinien hat eine einmalige Sonderabgabe, die so
genannte  „Millionärssteuer“,  eingeführt,  die  rund  2,4
Milliarden  Dollar  zur  Finanzierung  der
Coronapandemiebekämpfung  eingebracht  hat.

Weiter  sollten  die  G20,  IWF  und  Weltbank  auf  alle
Schuldenrückzahlungen  von  Ländern  mit  einem  kritischen



Verschuldungsniveau  verzichten.  Ein  Schuldenerlass  würde
allein im Jahr 2022 mehr als 30 Milliarden Dollar für 33
Länder freisetzen, die sich bereits in einer Notlage befinden
oder  bei  denen  ein  hohes  Risiko  besteht,  dass  sie  in
Schwierigkeiten  geraten.

Redaktionelle Hinweise

Die Oxfam-Studie “First Crisis, Then Catastrophe“ steht unter
zum  Download  bereit  unter
https://www.oxfam.de/sites/default/files/filefield_paths/first
_crisis_then_catastrophe_embargoed_0001_gmt_12_april_2022.pdf
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Supermarkt-Check  2022:  Edeka
erneut  Schlusslicht  bei
Menschenrechten
geschrieben von Andreas | 8. November 2024

[Presse-Info]

Edeka nimmt Ausbeutung in seiner Lieferkette weiter in Kauf –
Lidl, Aldi und Rewe machen Fortschritte

Berlin, 5. April 2022. Unter den großen Supermarktketten in
Deutschland fällt Edeka beim Schutz von Menschenrechten in den
Lieferketten  ihrer  Produkte  weiter  zurück.  Das  zeigt  der
aktuelle  Supermarkt-Check  der  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation Oxfam. Während die Supermärkte Aldi,
Lidl und Rewe Fortschritte beim Umgang mit Menschenrechten in
ihren  Lieferketten  gemacht  haben,  bleibt  Edeka  stur.  Die
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Folge:  Der  Konzern  bleibt  im  Supermarkt-Check  2022
abgeschlagenes  Schlusslicht.  Dies  zeigt,  dass  freiwillige
Initiativen nicht ausreichen. Es braucht wirksame Gesetze, um
Menschenrechtsverletzungen zu verhindern.

Mit dem Supermarkt-Check analysiert Oxfam seit 2018 regelmäßig
den  Umgang  von  großen  Einzelhandelskonzernen  mit
Menschenrechten in ihren Lieferketten. Dabei werden die Themen
Transparenz,  Arbeitnehmerrechte,  der  Umgang  mit
Kleinbäuer*innen  und  Frauenrechte  unter  die  Lupe  genommen.
Seit dem ersten Check hat sich etwa Lidl von fünf auf 59
Prozent  gesteigert,  Rewe  von  einem  auf  48  Prozent.  Edeka
hingegen erreicht auch beim diesjährigen Supermarktcheck nur
elf Prozent der möglichen Punkte.

„Der  Supermarkt-Check  zeigt:  Edeka  ist  Schlusslicht  beim
Schutz  von  Menschenrechten.  Aldi,  Lidl  und  Rewe  machen
Fortschritte,  doch  auch  bei  ihnen  spielen  Menschenrechte
weiterhin nur eine Nebenrolle“, sagt Tim Zahn, Oxfam-Experte
für Wirtschaft und Menschenrechte. Die Folgen: Arbeiter*innen
in den Lieferketten der Supermärkte werden weiter ausgebeutet.
Tim  Zahn  weiter:  „Für  einen  ganzen  Tag  Arbeit  erhalten
Beschäftigte in Costa Rica bei einem Ananas-Zulieferer von
Edeka beispielsweise nur 4,50 Euro – ein Lohn weit unter dem
Existenzminimum.“

Bereits  mehrfach  haben  Oxfam-Studien  in  der  Vergangenheit
Arbeits-  und  Menschenrechtsverletzungen  in  den  Lieferketten
der  deutschen  Supermärkte  aufgedeckt.  Diese  zeigten  etwa
sklavenähnliche  Arbeitsbedingungen  im  Kaffeeanbau  in
Brasilien.

Fortschritte bei Aldi, Lidl und Rewe

Die  zusätzlichen  Punkte  beim  diesjährigen  Supermarkt-Check
haben  die  Konzerne  vor  allem  durch  neue
Unternehmensrichtlinien  und  mehr  Transparenz  erreicht.  So
veröffentlicht Lidl inzwischen alle Lieferanten entlang den



Lieferketten für Bananen, Erdbeeren und Tee. Aldi, Rewe und
Lidl haben zudem neue Leitlinien für Geschlechtergerechtigkeit
veröffentlicht  und  engagieren  sich  in  Pilotprojekten  für
existenzsichernde Löhne und Einkommen in den Anbauländern. Die
Unternehmen  zeigen  damit:  Sie  können  ihre
Menschenrechtspolitik  verbessern.

Billigpreise und Hungerlöhne: Das Problem ist die Preispolitik

Doch auch Aldi, Lidl und Rewe erfüllen nur knapp 50 bis 60
Prozent der Kriterien, die für eine gute Menschenrechtspolitik
notwendig wären. Vor allem bei der Preispolitik gibt es zu
wenig Bewegung. Die Supermärkte üben weiterhin Preisdruck auf
ihre Lieferanten aus und tragen somit zu niedrigen Löhnen in
den Lieferketten bei. Zeitgleich verzeichnen die Supermärkte
gerade  während  der  COVID-19-Pandemie  Rekordumsätze  und
entsprechend  wuchsen  auch  die  Milliardenvermögen  der
Eigentümer weiter an. „Geld für eine andere Preispolitik ist
genug  da,  doch  am  grundsätzlichen  Geschäftsmodell  der
Supermärkte hat sich nichts geändert, es steht weiterhin für
Ausbeutung“, so Tim Zahn. „Sie machen weiterhin Profite auf
Kosten  von  Menschenrechten.  Das  muss  sich  ändern.  Die
Beschäftigten  in  den  Lieferketten  müssen  endlich  ein
angemessenes  Einkommen  bekommen.“

Wirksame  Gesetze:  Der  Schlüssel  für  besseren
Menschenrechtsschutz

Die Verweigerung von Edeka zeigt, dass freiwilliges Engagement
nicht ausreicht. Daher muss auch die Bundesregierung handeln:
Sie muss das deutsche Lieferkettengesetz ambitioniert umsetzen
und sich außerdem dafür einsetzen, dass der Entwurf für ein
EU-Lieferkettengesetz die Lücken im deutschen Gesetz schließt.
Zudem  müssen  Betroffene  von  Menschenrechtsverletzungen  die
Möglichkeit bekommen, Schadensersatz bei deutschen Gerichten
einzuklagen.

Weiterführende Informationen:



Die Ergebnisse des aktuellen Supermarkt-Checks stehen unter
SPERRFRIST 05.04.2022, 01:01 MESZ zum Download zur Verfügung:
https://oxfam.box.com/s/uj8flznabz34dcgee8g23pozny0af7h9,
Passwort oxfam2022
Den Supermarkt-Check 2020 können Sie hier nachlesen
Die Studie Grenzenlose Ausbeutung vom Februar dieses Jahres
können Sie hier nachlesen
Die Studie zu den Auswirkungen der Coronapandemie finden Sie
hier
Als  Interviewpartner  stehen  Tim  Zahn,  Oxfam-Experte  für
Menschenrechte in Lieferketten sowie Dr. Franziska Humbert,
Oxfam-Expertin  für  Wirtschaft  und  Menschenrechte,  zur
Verfügung
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Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
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Der  neue  EU-Asylpakt:  Aus
Fehlern nichts gelernt
geschrieben von Andreas | 8. November 2024

Zwei  neue  Berichte  dokumentieren  die  fatalen  Folgen  der
europäischen Migrationspolitik

Berlin, 15.02.2021. Die Lebensbedingungen im Flüchtlingscamp
Kara Tepe/Mavrovouni auf Lesbos entsprechen nicht einmal den
internationalen Mindeststandards für humanitäre Krisen. Doch
die EU will die Politik fortsetzen, die für diese Zustände
verantwortlich  ist.  Das  kritisieren  die  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation  Oxfam  und  der  Griechische
Flüchtlingsrat  (GCR)  in  zwei  neuen  Berichten.  Die  beiden
Organisationen fordern einen besseren Schutz der Rechte von
Menschen  auf  der  Flucht  und  eine  fairere  Verteilung  von
Verantwortung innerhalb der EU.

Der  Bericht  „Tipping  the  Scales“  analysiert,  welche
Auswirkungen  die  Weigerung  der  EU-Länder,  Asylsuchende
innerhalb  Europas  umzusiedeln,  auf  die  Situation  in
Griechenland hat. Er zeigt, dass die Mitgliedsstaaten ihren
Verpflichtungen  wiederholt  nicht  nachkamen:  entweder,  indem
sie  sich  von  vornherein  weigerten,  Geflüchtete  aus
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Griechenland aufzunehmen, oder weil sie ihre Zusagen nicht
einhielten. Die EU-Länder haben zudem immer wieder versucht,
sich ihrer rechtlichen Pflichten zu entziehen, indem sie die
Zusammenführung  von  Familien  durch  bürokratische  Hürden
erschwerten.

All dies schuf zusätzlichen Druck auf die griechischen Asyl-
Einrichtungen und führte zu miserablen Lebensbedingungen auf
den griechischen Inseln. Die aktuelle Situation auf Lesbos
dokumentiert die Februarausgabe des „Lesbos Bulletin“: Zwar
hat Griechenland mit Unterstützung der EU die Situation in den
Flüchtlingslagern zuletzt teilweise verbessert. So teilen sich
in Mavrovouni mittlerweile 47 Menschen eine Warmwasserdusche,
nicht mehr 7.600 wie vor einigen Wochen. Doch weiterhin steht
21 Menschen nur eine Toilette zur Verfügung, was nicht den
Mindeststandards  entspricht,  die  für  internationale
Hilfseinsätze in humanitären Krisen und Katastrophen gelten.

Geteilte Verantwortung? Fehlanzeige

Oxfam  und  GCR  analysieren  zudem  den  Vorschlag  der  EU-
Kommission für die Neuordnung der Migrations- und Asylpolitik,
insbesondere  im  Hinblick  darauf,  ob  der  Umgang  mit
Geflüchteten  künftig  solidarischer  innerhalb  der  EU
organisiert wird. Das Fazit: Die Pläne bieten keine Lösungen
für die Probleme, die zu den menschenunwürdigen Zuständen auf
den griechischen Inseln geführt haben.

„Die EU hat selbst eingeräumt, dass sie mit ihrer Asylpolitik
gescheitert  ist.  Doch  der  Vorschlag  für  einen  neuen
Migrationspakt schreibt genau dieselbe Politik fort. Im besten
Fall wird so der zermürbende Schwebezustand verlängert, in dem
die  Menschen  auf  den  griechischen  Inseln  ausharren.  Im
schlimmsten Fall werden sie in die Gefahren zurückgeschickt,
denen  sie  entkommen  wollten“,  kritisiert  Raphael  Shilhav,
Oxfams Experte für Migrationspolitik im Büro Brüssel.

Die  Corona-Pandemie  hat  zudem  zuletzt  viele  zusätzliche

https://www.oxfam.de/system/files/documents/february_lesbos_bulletin_-_final.pdf


Probleme  geschaffen:  Familienzusammenführungen  können  nicht
stattfinden und eingeschränkte Öffnungszeiten der griechischen
Behörden  sowie  Ausgangssperren  für  Geflüchtete  verlangsamen
die Bearbeitung von Asylanträgen. Zudem wurde der Zugang zu
rechtlichem Beistand stark eingeschränkt.

EU entledigt sich ihrer Verantwortung für Geflüchtete

Auf  die  Überlastung  der  griechischen  Asyl-Einrichtungen
reagierte die Regierung unter anderem mit Gesetzesreformen,
verstärkter Abschiebehaft und neuen bürokratische Hürden im
Asylprozess.  Die  Folgen  sind  dramatisch:  Jeder  fünfte
Geflüchtete hat einen Selbstmordversuch unternommen, Menschen
werden ohne rechtliche Grundlage inhaftiert, darunter Alte und
Überlebende  sexualisierter  Gewalt.  Zudem  leben  die
Bewohner*innen der Flüchtlingslager in ständiger Gefahr vor
sexuellen Übergriffen und Kindern wird ihr Recht auf Bildung
verwehrt. Berichte über häusliche Gewalt haben zugenommen und
die im Zuge der Pandemie verhängten Bewegungseinschränkungen
hindern Frauen daran, professionelle Hilfe zu suchen.

„Seit  dem  EU-Türkei-Abkommen  haben  die  EU  und  ihre
Mitgliedsstaaten  versucht,  sich  ihrer  Verantwortung  für
Geflüchtete zu entledigen. Europa muss die Rechte von Menschen
schützen, die bei uns Zuflucht suchen, und zwar solidarisch
und  in  gemeinsamer  Verantwortung“,  fordert  Spyros-Vlad
Oikonomou vom Griechischen Flüchtlingsrat.

Redaktionelle Hinweise:

• Interviews mit Expert*innen in Athen und Lesbos (Englisch,
Griechisch) und in Brüssel (Englisch) sind möglich.
• Der Bericht “Tipping the Scales: The role of responsibility
and solidarity sharing in the situation on the Greek Islands”
finden  Sie  unter  folgendem  Link:
https://www.oxfam.de/system/files/documents/report_tipping_the
_scales_-_no_embargo.pdf
•  Das  aktuelle  Lesbos-Bulletin  finden  Sie  unter  folgendem
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Link:
https://www.oxfam.de/system/files/documents/february_lesbos_bu
lletin_-_final.pdf
•  Der  griechische  Minister  für  Migration  und  Asyl
rechtfertigte die Reformen des griechischen Asylrechts damit,
Griechenland  zu  einem  „weniger  attraktiven  Ziel  für
Migrationsströme“ zu machen und zur „Entstauung“ der Inseln
beizutragen.
• Der Studie „The Cruelty of Containment: The Mental Health
Toll of the EU’s ‚Hotspot‘ Approach on the Greek Islands“ des
International  Rescue  Committee  zufolge,  hat  jeder  dritte
Asylbewerber  Selbstmordgedanken  und  jeder  fünfte  bereits
versucht, sich das Leben zu nehmen.
•  Im  Jahr  2019  gab  es  in  Griechenland  240  abgelehnte
Asylanträge,  im  Jahr  2020  über  2800.
• Nur ein Drittel der für die Jahre 2015 bis 2017 vereinbarten
160.000 Umsiedlungen haben stattgefunden. Nach dem Brand in
Moria versprachen die europäischen Länder die Umsiedlung von
5100 Menschen. Mit 2050 Umsiedlungen wurde weniger als die
Hälfte davon erfüllt.
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Steffen  Küßner,  Tel.:  0177-8809977,  E-Mail:
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Nichtregierungsorganisationen
gewinnen  vor  Gericht  gegen
den französischen Staat
geschrieben von Andreas | 8. November 2024

Oxfam-Klimaexperte:  Wichtiges  Signal  auch  für  andere
Regierungen, den Klimaschutz nicht länger schleifen zu lassen

Syrien-Krise  –  Millionen
Menschen in Idlib droht eine
humanitäre Katastrophe
geschrieben von Andreas | 8. November 2024
[Presse-Info]
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Oxfam fordert internationale Gemeinschaft zur Zusammenarbeit
auf, um Gewalt zu verhindern

Berlin, 7. September 2018. Zwei internationale Treffen auf
höchster politischer Ebene, die heute stattfinden, könnten die
letzte  Hoffnung  für  mehr  als  2,5  Millionen  syrische
Zivilist*innen  sein.  Der  UN-Sicherheitsrat  tritt  heute
zusammen,  um  über  die  Situation  im  Nordwesten  Syriens  zu
beraten, während sich zuvor die Staats- und Regierungschefs
Irans, Russlands und der Türkei in Teheran beraten. Oxfam
fordert die gesamte internationale Gemeinschaft dringend auf,
zusammenzuarbeiten,  um  eine  neue  humanitäre  Katastrophe  zu
verhindern. Laut Schätzungen der Vereinten Nationen könnten
800.000 Menschen vertrieben werden.

Diese Woche wurde über Luftangriffe in West-Idlib berichtet –
dem  letzten  Gouvernement  in  Syrien  unter  der  Kontrolle
bewaffneter Gruppen. Von den Vereinten Nationen wurde Idlib
als „Abladeplatz für Kämpfer und Zivilisten“ beschrieben, die
aus anderen Teilen Syriens evakuiert wurden, die die Regierung
zurückerobert hatte. In Idlib kam es immer wieder zu Kämpfen
zwischen verschiedenen bewaffneten Gruppen, wodurch die Region
für Zivilist*innen, die aus anderen Teilen des Landes vor
Gewalt  dorthin  geflohen  waren,  nie  ein  wirklich  sicherer
Zufluchtsort war. Und dies obwohl Russland, der Iran und die
Türkei  Idlib  im  Rahmen  von  Friedensgesprächen  in  der
kasachischen  Hauptstadt  Astana  als  eine  sogenannte
Deeskalationszone  eingerichtet  hatten.

„Die  Situation  in  Idlib  ist  bereits  äußerst  düster.  Die
Bevölkerung  dort  hat  sich  ungefähr  verdoppelt,  da  viele
Menschen vor anderen Konflikten dorthin geflohen sind. Dieses
Bevölkerungswachstum belastet zunehmend die Wasserversorgung,
die Bereitstellung von Notunterkünften und andere Bereiche der
humanitären Hilfe“, sagt Moutaz Adham, Oxfams Landesdirektor
in Syrien.

„Der Konflikt sorgte immer wieder für verheerende Zerstörungen



– in Aleppo, Ost-Ghouta und in Daraa. Größere Kampfhandlungen
in  Idlib  würden  zu  einer  Katastrophe  führen,  die  alles
dagewesene in den Schatten stellen würde. Die internationale
Gemeinschaft muss daher zusammenfinden, um eine Eskalation der
Gewalt auf jeder Seite zu verhindern und eine Lösung für die
bedrohten Zivilisten zu finden“, so Adham weiter.

Oxfam bereitet sich auf einen Nothilfeeinsatz in Idlib und
Umgebung  vor,  in  erster  Linie  durch  Bereitstellung  von
sauberem Wasser, sanitären Anlagen sowie Decken, Kleidung und
Seife. Während des siebenjährigen Bürgerkriegs in Syrien war
der Zugang für Hilfsorganisationen jedoch begrenzt.

„Die Verhinderung von Gewalt muss oberste Priorität haben,
aber  angesichts  einer  bereits  katastrophalen  humanitären
Situation  fordern  wir  alle  Beteiligten  dringend  dazu  auf,
sicherzustellen, dass Oxfam und andere Organisationen Menschen
in Not helfen können“, so Moutaz Adham.
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skuessner@oxfam.de
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um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
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Mehr unter www.oxfam.de


